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E. Die Taͤtigkeit des Zentrums zugunſten

des Arbeiterſtandes .

I. Arbeiterrecht .

§ 107 . Auf die Anfrage des Abg . Trimborn über

den Geſetzentwurf betr . Rechtsfähigkeit der Berufsvereine
erklärte Staatsſekretär Graf Poſadowsky , daß er an ſeiner

Zuſage vom 30 . Januar 1904 feſthalte : „ Wenn das Geſetz

bisher nicht vorgelegt iſt , ſo waren hierfür lediglich ge⸗

ſchäftliche Erwägungen maßgebend . Sobald mit Rückſicht
auf die Geſchäfte des Hohen Hauſes Ausſicht vorhanden
iſt , daß dieſes Geſetz im Plenum und in der Kommiſſion
beraten und zur Verabſchiedung gelangen kann , wird das⸗

ſelbe ſogar noch in dieſer Seſſion vorgelegt werden . “ ( S. 979 . )
Der Reichsparteiler von Kardorff meinte : „ Ich habe meine

großen Bedenken , wenn immer darauf hingedrängt wird ,
daß uns dieſes Geſetz vorgelegt werden ſoll , und ich möchte
wünſchen , daß die verbündeten Regierungen es ſich dreimal

überlegen , bevor ſie mit dem Geſetz kommen . Ein jedes
ſolches Geſetz wird durch die Sozialdemokratie ausgeſchlachtet
als ein Erfolg ihrer Agitation . Von allen Agitatoren
wird den Arbeitern gepredigt : ſeht ihr , das haben wir

durch unſere Agitation erreicht “ ( S. 1002 ) .
Am 23 . Mai 1906 erkundigte ſich der Zentrums⸗

abgeordnete Giesberts abermals nach dieſem Geſetzentwurf
und erhielt vom Staatsſekretär Graf Poſadowsky die

Zuſage , daß derſelbe dem Reichstage ſofort bei ſeinem
Zuſammentritt im Herbſte vorgelegt werde .

Die Förderung der Tarifgemeinſchaften hat der Abg .
Trimborn beſonders betont ; wir teilen hieraus mit :

„ Auf die Dauer werden wir uns bei der großen Be⸗

deutung der Tarifgemeinſchaften der Aufgabe nicht ent⸗

ziehen können , ſie nach der rechtlichen Seite hin mehr zu

ſichern und mehr auszugeſtalten . Mit der rechtlichen
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Sicherheit dieſer Tarifverträge ſieht es augenblicklich ſchlecht
aus . Ein höchſtinſtanzliches Urteil hat dahin erkannt , daß
dieſe Tarifgemeinſchaften unter den §S 152 der Gewerbe⸗
ordnung fallen . In dem Abſatz 2 dieſes Paragraphen
heißt es :

Jedem Teilnehmer an einer ſolchen Verabredung ſteht
der Rücktritt von ſolchen Vereinigungen und Verab⸗
redungen frei , und es findet aus letzterem weder Klage
noch Einrede ſtatt .

Hiermit hat dieſe Höchſtinſtanz den Tarifgemeinſchaften ,
indem ſie ſie unter die eben verleſene Beſtimmung ſub⸗
ſumierte , den rechtlichen Boden entzogen . ( Sehr richtig ! in
der Mitte . ) Angeſichts dieſer höchſtgerichtlichen Entſcheidung
liegt geradezu ein juriſtiſcher Notſtand vor . Es iſt daher
wohl berechtigt , wenn man ſagt : nach der rechtlichen Seite
muß Vorſorge getroffen werden , daß dieſe Tarifgemein⸗
ſchaften vor derartigen höchſtgerichtlichen Urteilen ſicher⸗
geſtellt werden . Ich würde es als einen großen Fortſchritt
begrüßen , wenn unſere Gerichte , um mich ganz konkret
und praktiſch auszudrücken , in der Lage wären , in einem
entſprechenden Streitfalle zu erkennen , wie folgt : ihr habt
keine ausdrückliche Lohnverabredung getroffen , infolgedeſſen
iſt für euch der Tarifvertrag maßgebend , der zwiſchen den
entſprechenden Arbeitgeber⸗ - und Arbeiterorganiſationen in
eurem Gewerbe abgeſchloſſen iſt . “ ( 33. Sitzung vom 1.
Februar 1906 S . 958 . )

§ 108 . Die erneute Zuſage des Staatsſekretärs über
die Berufsvereine gab dem Abg . Erzberger Veranlaſſung
zu folgenden Auslaſſungen :

„ Weshalb wir aber die Ankündigung des Herrn
Staatsſekretärs Grafen von Poſadowsky bezüglich der
Vorlegung eines Geſetzentwurfs über die Rechtsfähigkeit
der Verufsvereine beſonders begrüßen , liegt nicht nur in
der Materie ſelbſt , ſondern noch aus einem anderen Ge⸗

ſichtspunkte . Wir geben uns der Hoffnung hin , daß durch
die raſche Verabſchiedung eines ſochen Gefetzentwurfs auch
der Weg frei wird für die Schaffung von Arbeitskammern .
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So hoch wir die Rechtsfähigkeit der Berufsvereine an und

für ſich ſchätzen , ſagen wir doch, für die praktiſche Für⸗

ſorge des Arbeiterſtandes ſteht uns die Errichtung von

Arbeitskammern und Induſtriekammern noch weit höher :

gerade aus dieſem Geſichtspunkte wünſchen wir eine raſche

Vorlegung und auch tunlichſt raſche Verabſchiedung des

mehrfach genannten Geſetzentwurfs . Gerade durch die

Errichtung von Arbeitskammern , in welchen Arbeitgeber
und Arbeitnehmer in gleicher Zahl vertreten ſind , hoffen
wir auch der von Herrn v. Kardorff genannten „ Harmonie
der Intereſſen “ am allerbeſten zu dienen ; denn wir ſagen ,
die Harmonie der Intereſſen kann nur dadurch hergeſtellt

werden , daß die Diſſonanzen beſeitigt werden , daß die

Arbeitgeber und die Arbeitnehmer verſtehen , ſich gegen⸗

ſeitig auszuſprechen , daß eine geſetzlich anerkannte Inſti⸗
tution geſchaffen wird , in welcher die Arbeiter ihre be⸗

gründeten Wünſche und Beſchwerden vortragen können ,
in welcher die Arbeitgeber ſie anhören müſſen und ſie
dann auf einer geſunden Mittellinie einen Ausgleich finden . “

( 35. Sitzung vom 5. Februar 1906 S . 1004 . )

§ 109 . Die Anwendung des § 153 der G. ⸗O. hat
dem Abg . Giesberts ( Zentr . ) Gelegenheit gegeben , ſeine
Bedenken hierüber auszuſprechen :

„ In das Gebiet der Rechtsfragen ſchlägt auch das

Koalitionsrecht ein . Wir haben es hier mit einem Zu⸗
ſtand zu tun , der von den Arbeitern unangenehm empfunden ,
ja als ein Ausnahmezuſtand von ihnen empfunden wird

— ich meine den § 153 unſerer Gewerbeordnung . Dieſer
ſtellt Dinge unter Beſtrafung , die teils , ſoweit berechtigt ,
auch ſchon durch das Strafgeſetzbuch getroffen ſind : aber

da ſie direkt hinter dem Paragraphen kommen , der den

Arbeitern das Koalitionsrecht gibt , werden ſie als ein

Ausnahmegeſetz gegen das Koalitionsrecht aufgefaßt . Und

die Art und Weiſe , wie der § 153 gehandhabt wird , gibt
dieſer Vorſtellung auch recht . Ich könnte Ihnen ein ganzes
Bündel Akten vorlegen von Gerichtsurteilen , wenn man

ſie lieſt , ſchlägt man die Hände über dem Kopf zuſammen
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und fragt : wie iſt es möglich , daß ſolche Gerichtserkennt⸗
niſſe ergehen können ? “ ( 39. Sitzung vom 9. Februar
1906 S . 1737 . )

II . Arbeiterſchutz .

§ 110 . Der Sehnſtundentag für Arbeiterinnen ſteht
hier in erſter Linie . Graf Poſadowsky meinte :

„Grundſätzlich iſt meines Erachtens dieſe Frage bereits

l. entſchieden , um ſo mehr entſchieden , als beiſpielsweiſe der

l preußiſche Herr Eiſenbahnminiſter ſich veranlaßt geſehen
hat , die Arbeitszeit in den Eiſenbahnwerkſtätten auf
9 Stunden herabzuſetzen . Ich glaube deshalb , daß man
bei dem heutigen angreifenden Gang der Maſchinen einer

Frau im Intereſſe des lebenden und des künftigen Ge⸗

ſchlechts eine größere Arbeitszeit als 10 Stunden nicht
zumuten kann . Es kann ſich deshalb nur um den Zeit⸗
punkt der Einführung des zehnſtündigen Arbeitstags
handeln und um die Bedingungen , unter denen die Ein⸗

führung erfolgt . “ ( S. 908 . )
˖ Erſt ſollen noch die weiteren Mitteilungen des Staats⸗

e ſekretärs und die Ergebniſſe der Berner Arbeiterſchutz⸗
konferenz über das Verbot der Nachtarbeit der Frauen
abgewartet werden .

„ Ich glaube , wenn dieſes Berner Abkommen rati⸗

fiziert wird , wird kein Bedenken mehr beſtehen , eine

Anderung der Gewerbeordnung , vielleicht mit einigen
Übergangsbeſtimmungen für einige Jahre , herbeizuführen ,
eine Anderung , die als Endziel die Ermäßigung der Ar⸗

beitszeit der Frauen auf 10 Stunden vorſieht . “ ( S. 981 . )

Bekanntlich liegt ein gemeinſchaftlicher Antrag ( Nr . 116 )
aller bürgerlichen Parteien mit Ausnahme der Konſerva⸗
tiven in dieſer Richtung vor .

Bereits zu Beginn der Seſſion hatte aber das Zen⸗
trum folgenden Initiativantrag ( Nr. 75 ) vorgelegt :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , tunlichſt bald einen

Geſetzentwurf vorzulegen , durch welchen
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1. die regelmäßige Arbeitszeit der Arbeiter über 16 Jahre in
Fabriken und in den dieſen gleichgeſtellten Anlagen ( RG60 .
§ 154 ) auf höchſtens zehn Stunden täglich beſchränkt und

2. die regelmäßige Arbeitszeit der Arbeiterinnen , welche ein

Hausweſen zu beſorgen haben , in Fabriken und in den
dieſen gleichgeſtellten Anlagen ( RGO . § 154 ) auf höchſtens
neun Stunden , an Vorabenden von Sonn - und Feſttagen
auf höchſtens ſechs Stunden , feſtgeſetzt wird . “

§ 111 . Die Frage des heimarbeiterſchutzes iſt durch
die Ausſtellung in Berlin akut geworden . Staatsſekretär
Graf Poſadowsky teilte über den heutigen Stand der

Dinge mit :

„ Ein Geſetz , betreffend den Schutz der Heimarbeiter
im Tabaksgewerbe , liegt dem preußiſchen Staatsminiſterium
vor , iſt aber bisher von demſelben noch nicht endgültig
beſchloſſen worden . Ich kann aber nicht verſchweigen ,
daß die Beſtrebungen auf einen ſtarken Heimarbeiterſchutz
auch auf vielfachen und ſehr entſchiedenen Widerſtand
ſtoßen , indem man einwendet , daß in dieſer Heimarbeiter⸗
geſetzgebung ein gewiſſer Eingriff in das Familienleben
läge . Ich ſtehe auf dem Standpunkte nicht , ich mache
vielmehr die Erfahrung , daß je ſtrenger die Fabriken be⸗

aufſichtigt werden im hygieniſchen Intereſſe , im Intereſſe
von Geſundheit , Leben und Sittlichkeit der Arbeiter , deſto
mehr in gewiſſen Induſtrien die Neigung zunimmt , die

Warenerzeugung in die Heimarbeit zu verlegen . .

Ich glaube , man wird ſich auf die Länge an keiner
Stelle der Erkenntnis verſchließen können , daß , wenn die

Heimarbeit dieſen fabrikmäßigen Charakter trägt , un⸗

zweifelhaft die Geſetzgebung einſchreiten muß , und zwar
um ſo mehr , als unter den gegenwärtigen Verhältniſſen
das Geſetz betreffend den Kinderſchutz zum Teil auf dem

Papiere ſtehen bleibt . “ ( S. 980 . )
Ein Antrag der Sozialdemokratie und ein gemein⸗

ſchaftlicher Antrag aller bürgerlichen Fraktionen liegen
bereits vor und dürften im Herbſt zur Beratung kommen .

( Nr. 77 , 300 , 301 . ) Der Antrag der Sozialdemokraten ,
die Heimarbeit in der Zigaretteninduſtrie zu verbieten , iſt
abgelehnt worden . ( Siehe Seite 89. )
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§ 112 . Die Frage des Bauarbeiterſchutzes iſt teil⸗

weiſe in der Kommiſſion , welche den Geſetzentwurf betr .

Befähigungsnachweis für das Baugewerbe behandelt , er⸗
örtert worden ; doch bereits erklärte Staatsſekretär Graf
Poſadowsky :

„ Das Bedürfnis nach Bauaufſicht iſt mithin viel

größer , als es an und für ſich aus der Zahl der Betriebe

ſich ergibt . Ich hoffe deshalb , daß die Bauberufsgenoſſen⸗
ſchaften es ſich angelegen ſein laſſen , in ihrem eigenſten
Intereſſe die Zahl der techniſchen Bauaufſeher noch weſent⸗
lich zu vermehren . “ ( S. 981 . )

§ 113 . Die Sonntagsruhe erfährt weitere Ausdeh⸗
nung ; der Staatsſekretär hofft für das Handelsgewerbe ,
„ daß es möglich ſein wird , eine Vereinbarung der Bundes⸗

regierungen zunächſt darüber herbeizuführen , daß die An⸗

wendung der beſtehenden einſchränkenden Beſtimmungen
überall gleichmäßiger erfolge als bisher . “ ( S. 981 ; ent⸗

ſprechend dem Zentrumsantrag des Vorjahrs . ) Ebenfalls
zwei Zentrumsanträge entſprechen der Ankündigung des

Staatsſekretärs :

„ Es iſt auch ein Entwurf ausgearbeitet , wonach die

Ausnahmebeſtimmungen für die Sonntagsarbeit in Glas⸗

hütten weſentlich eingeſchränkt werden . Dieſer Entwurf
iſt den verbündeten Regierungen vorgelegt worden und

von ihnen bereits mit Gutachten zurückgekommen ; es wird

hiernach über die Einſchränkung der Sonntagsarbeit in

Glashütten dem Bundesrat eine Vorlage in allernächſter
Zeit zugehen .

Ebenſo iſt ſeinerzeit von dem Herrn Abgeordneten
Nacken der Wunſch ausgeſprochen worden , die Sonntags⸗
arbeit in Zinkhütten mehr einzuſchränken bezw . eine Ein⸗

ſchränkung der bis jetzt zugelaſſenen Ausnahmen von der

Sonntagsruhe herbeizuführen . Bei der in Angriff ge⸗
nommenen allgemeinen Reviſion der hinſichtlich der Sonn⸗

tagsruhe vom Bundesrat zugelaſſenen Ausnahmen wird

auch dieſe Anregung eine eingehende Prüfung erfahren . “
( S. 980 . )
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Siehe auch den Antrag des Zentrums Seite 126 .

§ 114 . Der Abg . Giesberts behandelte die Frage
des Arbeiterſchutzes in der Großeiſeninduſtrie und empfahl
hierbei die Durchführung folgender Wünſche des Chriſt⸗
lichen Metallarbeiterverbandes :

1. die reichsgeſetzliche Einführung eines zehnſtündigen
Maximalarbeitstages , unter gleichzeitiger Feſtſetzung
der Höchſtgrenze der in Ausnahmefällen zuläſſigen
Überſtunden ;

für diejenigen Feuerbetriebe , bei denen eine Unter⸗

brechung des Produktionsprozeſſes vorab nicht möglich
iſt , ſowie für die geſundheitsſchädlichen chemiſchen
Induſtriebetriebe ſoll durch Reichsgeſetzgebung oder

durch Verfügung des Bundesrats die achtſtündige
Arbeitsſchicht eingeführt werden ;

. neben der reichsgeſetzlichen Regelung betrachtet die

Generalverſammlung es als eine der vornehmſten
Pflichten des Verbandes , überall dort , wo angängig
und notwendig , die Feſtſetzung der Dauer der Arbeits⸗

zeit nach Berufen anzuſtreben und durch Tarifverträge ,
in welchen auch die Lohnfrage entſprechende Berück⸗

ſichtigung finden muß , feſtzulegen . ( 39. Sitzung vom
9. Februar 1906 S . 1131 . )

Eine Reſolution der Sozialdemokratie , die eine ge⸗
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naue Unterſuchung der Arbeitsverhältniſſe in dieſer In⸗

duſtrie forderte , iſt auch vom Zentrum angenommen worden

und fand ſo eine große Mehrheit .
§ 115 . Zum Schutze der Bergarbeiter brachte das

Zentrum ſeinen großen Bergarbeiterſchutz - Antrag ( Nr. 45 )
wieder ein , den wir im Vorjahre eingehend behandelt
hatten und ſtellte zur dritten Leſung des Etats folgende
Reſolution ( Nr. 47 :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen :
1. bei den verbündeten Regierungen den Erlaß wirkſamer

Verordnungen zur Sicherung der Bergarbeiter gegen Ex⸗
ploſions⸗ und Feuersgefahr im Wege der Verhandlungen
anzuregen ,

2. das Reichs⸗Verſicherungsamt zu veranlaſſen , Erhebungen
über die beſtehenden Einrichtungen und Vorſchriften zur

—

2



161

Verhütung von Feuers⸗ und Exploſionsgefahren im Berg⸗
bau zu veranſtalten und die Knappſchafts⸗Berufsgenoſſen⸗
ſchaft zur Aufnahme möglichſt wirkſamer entſprechender
Beſtimmungen in die Unfallverhütungsvorſchriften anzu⸗
halten .

Der Abg . Giesberts begründete am 23 . Mai 1906 dieſe
Reſolution , die auch Annahme fand , wodurch eine weniger
weitgehende ſozialdemokratiſche Reſolution erledigt war .
Pachdem im preußiſchen Knappſchaftsgeſetz die geheime
Wahl gegen die Stimmen des Zentrums abgelehnt worden
war , hat das Zentrum im Reichstage ( Nr . 501 ) am 22 .
Mai 1906 folgenden Initiativantrag eingebracht:

im 8 74 des Krankenverſicherungsgeſetzes dem Abſatz 2 folgenden
Satz beizufügen :

Die Vertreter der Verſicherten in der Generalverſammlung
Gnappſchaftsälteſten ) und im Vorſtande müſſen in geheimer
Wahl gewählt werden .

Die ſozialdemokratiſche Interpellation über das Un⸗
glück auf der Zeche Boruſſia hat das Zentrum mit zur
Beſprechung gebracht , nachdem die Regierung es abgelehnt
hatte , im Reichstage die Anfrage zu beantworten . Die

Abg . Erzberger und Giesberts betonten , daß die Sache
den Reichstag berühre und daß beſſere Fürſorge ge⸗
troffen werden müſſe , um ſolche Grubenunglücke zu ver⸗

hüten .

§ 116 . Auf frühere Zentrumsanträge in den Jahren
1903/04 und 1904/05 ſind zwei Arbeiterſchutzverordnungen
zurückzuführen , die zugunſten der bleiarbeiter erſchienen
ſind . Die eine ( Nr . 26 vom 16 . Juni 1903 ) bringt weit⸗

gehende Schutzvorſchriften über die Einrichtung und den
Betrieb in Bleihütten und entſpricht im allgemeinen den

Anforderungen , welche der Zentrumsabgeordnete Nacken

erhoben hat ; die zweite ( Nr . 27 vom 27 . Mai 1905 ) bringt
Schutzvorſchriften für die Betriebe , in denen Maler⸗ , An⸗

ſtreicher -L, Tüncher - , Weißbinder - oder Lachziererarbeiten

ausgeführt werden und wo Bleiweiß verwendet wird .
Der Zentrumsabgeordnete Erzberger hatte beſonders auf
den Erlaß dieſer Verordnung gedrängt . — Eine dritte

Verordnung ( Nr . 34 vom 2. Juli 1905 ) betrifft die Lo⸗

Erzberger , Die Zentrumspolitik im Reichstage . 11
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gis⸗, Waſch⸗ und Baderäume ſowie die Aborte für die

Schiffsmannſchaft auf Kauffahrteiſchiffen , die Krankenfür⸗

ſorge auf Kauffahrteiſchiffen ( vom 3. Juli d. J. ) .

III . Arbeiterverſicherung .

Die neueſten Rechenſchaftsberichte der Berufsgenoſſen⸗
ſchaften ( Nr. 155 ) und der Invalidenverſicherungsanſtalten
( Nr. 156 ) zeigen , daß die Unfallverſicherung im Jahre
1904 insgeſamt 161,8 Millionen Mk . Ausgaben ( davon
124,8 Millionen Mk . Entſchädigungsbeträge ) hatte ; die

Invalidenverſicherung 117,1 Millionen Mk . Der Weniger⸗
beſtand der Verſicherungsanſtalten iſt 1 164665831 Mk .

Das Reich hat im Jahre 1906 an Zuſchuß zur Invaliden⸗

verſicherung insgeſamt 50,6 Millionen Mk . zu leiſten . Die

täglichen Ausgaben für die Arbeiterverſicherung ſind weit

über 1 200000 Mk. ; ſie dürften in kürzeſter Zeit 1 / Mil⸗

lion Mk . erreicht haben .

§ 117 . Die Zuſammenlegung der Arbeiterverſiche⸗
rung . Staatsſekretär Graf von Poſadowsky hat gemahnt ,
„jetzt noch nicht ungeduldig zu werden “ . „ Das iſt ein

Werk , das auch äußerlich dem Umfange des BGB . min⸗

deſtens gleichkommen dürfte “ und überhaupt nur bei all⸗

ſeitiger Selbſtbeſchränkung geſchaffen werden kann ( S. 980 ) .

§ 118 . Die im Vorjahr ausgearbeitete Denlſchrift
über die Witwen⸗ und Waiſenverſicherung iſt nun von den

Einzelſtaaten beantwortet worden und wird jetzt aufs neue

bearbeitet .

„ Wenn der Witwe als Jahresrente im Durchſchnitt
die Hälfte der Invalidenrente gewährt wird , auf welche
der verſtorbene Ehemann bei ſeinem Tode Anſpruch er —

worben hatte , und für jede Waiſe bis zum vollendeten

14 . Jahre ein Drittel hiervon als Waiſenrente vorgeſehen
würde , ſo koſtet die Witwen⸗ und Waiſenverſicherung
ſchon annähernd ebenſo viel wie die Invalidenverſiche⸗
rung . “ ( Graf Poſadowsky 34 . Sitzung vom 3. Februar
1906 S . 980 . )
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Nur zwei Zahlen zum Vergleichen . Die Invaliden⸗
verſicherung gab 1904 rund 135 Millionen Mark aus ;
die lex Trimborn für Durchführung der Witwen - und

Waiſenverſicherung bringt 1906 rund 22 Millionen Mark
ein ! Dieſe beide Zahlen ſind noch weit auseinander .

§ 119 . Die Reform der Urankenverſicherung be⸗

ſchäftigt nach den Mitteilungen des Staatsſekretärs das

Reichsamt des Innern ſehr lebhaft ; er führt aus :

„ Jedenfalls iſt die Sache noch nicht ſoweit , um irgend
welche Mitteilungen der Sffentlichkeit machen zu können ,
über den Weg , in dem die ſozialpolitiſche Geſetzgebung
im ganzen und insbeſondere in welcher Richtung die

Krankenverſicherung zu reformieren ſein wird , ob man

eine Reform der Krankenverſicherung vorwegnimmt in

Form einer Art Notgeſetzes für die Krankenverſicherung ,
oder ob man die Krankenverſicherungsreform nur in Ver⸗

bindung mit der großen allgemeinen Reform vornehmen
ſoll . Meine Herren , das wird die Zukunft lehren . Es

ſprechen aber allerdings auch ſehr gewichtige Gründe da⸗

für , gewiſſe Anderungen der Krankenverſicherung nicht
zurückzuſtellen bis zur großen Reform ( ſehr richtigl ) , ſon⸗
dern eine Reihe von Beſtimmungen , die von allen Seiten

als mangelhaft anerkannt ſind , möglichſt bald einer geſetz⸗
lichen Reform zu unterziehen . In welcher Richtung dieſe
Reform zu erfolgen hätte , darüber kann ich mich zurzeit
unter keinen Umſtänden äußern . “ ( 47. Sitzung vom 19 .

Februar 1906 S . 1404 . )
§ 120 . Bezüglich der reichsgeſetzlichen Einführung

der Krankenverſicherung für die landwirtſchaftlichen Ar⸗

beiter und das Gefinde iſt ein Entwurf im Reichsamt des

Innern fertig ; es fehlen nur noch die rechneriſchen Grund⸗

lagen bezüglich der Koſten , dann wird mit den beteiligten

preußiſchen Reſſorts in Verbindung getreten werden

( S. 980 ) .
§ 121 . Über die Urankenverſicherung der Heim⸗

arbeiter war ſchon ein Entwurf ausgearbeitet ; „ aber die

Verabſchiedung derſelben ſcheiterte an einer Entſcheidung
des früheren Herrn Handelsminiſters v. Möller , der ver⸗
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langte , daß die Verſicherungsbeiträge da erhoben werden

müßten , daß der Sitz der Verſicherung da ſein müßte , wo

die Hauptbetriebe ſich befänden . Das machte aber die

Ausführung des Geſetzes , insbeſondere die ganze Kon⸗

trolle der Krankenverſicherung der Heimarbeiter in all

den Fällen unmöglich , wo ein Hauptbetrieb noch eine

Anzahl weit entfernter Nebenbetriebe im Lande unterhält .
Es iſt jetzt in meinem Amte ein neues Geſetz ausgear⸗
beitet , betreffend die Krankenverſicherung der Heimarbeiter ,
allerdings diesmal weſentlich eingehender , als auf Grund

der letzten Novelle zur Krankenverſicherung möglich ge —
weſen wäre , und ich hoffe , daß es mir gelingen wird , im

Laufe des Sommers die Zuſtimmung der verbündeten Re⸗

gierungen zu dieſem Entwurf zu erlangen . “ ( Graf Poſa⸗
dowsky am 3. Februar 1906 S . 979 . )

§ 122 . Die Nichtauszahlung der kleinen Unfallrenten
bis zu 20 Prozent hat im preußiſchen Abgeordnetenhauſe
viele Freunde und nur wenig Gegner gefunden ( eigentlich
nur den Abg . Trimborn ) . Im Reichstage fand ſich kein

Freund dieſer Rentenkürzung , ſondern nur Gegner der —

ſelben . Selbſt der konſervative Führer Frhr . v. Richt⸗
hofen erklärte am 19 . Februar 1906 :

„ Aber wenn ich ſelbſt zu den Leuten gehören ſollte , welche die
Frage an ſich für ſtreitig hielten , ſo würde ich nie und nimmer
glauben , daß dieſer Geſichtspunkt bei dieſer Gelegenheit verfolgt
werden dürfe . Das hieße die große und ſchwierige Aktion der So⸗
zialreform , welche uns beſchäftigt , mit unnötigen Beilagen über⸗
laſten ; es hieße , in einer Weiſe , die ich nicht billigen kann , zum
Nutzen der Arbeitgeber die Verſicherten ſchädigen . Davon kann und
ſoll meines Erachtens die Rede nicht ſein , und dagegen , daß die
Meinung aufkommt , daß unſere Partei im großen und ganzen dies
Beſtreben hätte , will ich proteſtieren ( ſehr gut ! rechts ) , und ich tue
das mit der ausgeſprochenen Meinung , daß ich ſage : jeder , der in
Zukunft eine ſolche Behauptung zu agitatoriſchen Zwecken zu ver⸗
werten gewillt iſt , ſetzt ſich dem Verdacht aus , eine bewußte Un⸗
wahrheit geſprochen zu haben . “ ( Sitzung vom 1. März 1906 . )

Die Abgg . Erzberger und Giesberts proteſtieren eben⸗

falls gegen eine ſolche Abſicht , die ungerecht ſei und das

Wiederaufleben der Haftpflicht im Gefolge haben würde .
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Auch Staatsſekretär Graf Poſadowsky ſprach ſich unum⸗
wunden gegen ſolche Pläne aus ( 19. Februar 1906 ) .

Die Frage der Hilfskaſſen iſt ſchon Seite 22f . behan⸗
delt worden .

F. Die Taͤtigkeit des Tentrums zugunſten des

Veamtenſtandes .

§ 123 . Gehaltserhöhungen in der Zeit der allge⸗
meinen Finanznot vorzunehmen , iſt ſolange nicht durch⸗
führbar , als man nicht gleichzeitig ſorgt , woher die Mittel

genommen werden ſollen . Die Erhöhungen der Gehälter
nur einzelner Beamtenklaſſen vorzunehmen , iſt ein Ding
der Unmöglichkeit , da jede Erhöhung an einer Stelle doch
ſehr große Konſequenzen nach ſich zieht . Deshalb hat
das Zentrum auch gegen die Reſolution der Freiſinnigen
Volkspartei zum Poſtetat geſtimmt , da dieſe Anträge nicht
weniger als 33 Millionen Mk . Mehrausgaben allein für
die Poſtbeamten im Gefolge hätten . Im Etat für 1906

ſind einige kleinere Gehaltserhöhungen vorgenommen

worden , z. B. für die Zahlmeiſter und Zahlmeiſter⸗
aſpiranten . Die Gehälter der Offiziere und Militär⸗

beamten ſind inſofern neugeregelt worden , als der Per⸗
ſonalſervis in Wegfall kam und der Servis der Klaſſe 1

zum Gehalt geſchlagen wurde . Der Zentrumsabgeordnete
Hug iſt bei der Beratung des Poſtetats beſonders für eine

Beſſerſtellung der mittleren und höheren Poſtbeamten ein⸗

getreten . Das Zentrum ſtimmte für den ſchon im Vor⸗

jahr von ihm eingebrachten Antrag , das Gehalt der unteren

Poſtbeamten um 100 Mk . zu erhöhen .
§ 124 . Die Neuregelung des Wohnungsgeld⸗

zuſchuſſes iſt die nächſte Aufgabe , welche der Reichstag
für die Beamten löſen wird . Die Regierung wollte dieſe
Arbeit bis zum Jahre 1913 vertagen ; ein Zentrums⸗
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